
5. § 13 StAnwG schreibt vor, daß die Gründe der 
Gesetzesverietzung zu erforschen sind. Diese Gründe 
müssen im Einspruch enthalten sein, denn der Ein­
spruch ist Kritik, und es kommt darauf an, auch die 
Ursachen der Fehler aufzudecken, damit sie beseitigt 
werden können. Diese müssen ausführlich zum Aus­
druck gebracht werden und sind insbesondere — wenn 
der Einspruch z. B. beim Rat des Kreises oder des 
Bezirks eingelegt wurde — vom Staatsanwalt in der 
nächsten Sitzung dieser Räte persönlich vorzutragen. 
Es kommt in jedem Falle darauf an, die Gründe der Ge­
setzesverletzung konkret festzustellen und darzulegen. 
Keinesfalls haben allgemeine Formulierungen, wie etwa 
„Die Gründe der Gesetzesverletzung liegen darin, daß 
das Gesetz nicht den Erfordernissen entsprechend an­
gewendet wurde“, Im Einspruch des Staatsanwalts 
Platz. Durch die gute Ausarbeitung dieses Teiles des 
Einspruchs in Verbindung mit der Darlegung der 
politischen Bedeutung des verletzten Gesetzes erreicht 
der Staatsanwalt, daß sein Einspruch der erzieherischen 
Funktion gerecht wird.

6. Nachdem der Staatsanwalt dargestellt und 
nachgewiesen hat, daß eine Gesetzesverletzung vorliegt, 
und auch die Sache politisch gewürdigt wurde, muß 
der Antrag folgen, die Gesetzlichkeit wiederherzu­
stellen.

7. Schließlich ist das Organ bzw. der Leiter des 
Organs, bei dem der Einspruch eingelegt wurde, darauf 
hinzuweisen, daß nach § 14 Abs. 2 StAnwG die Ver­
pflichtung besteht, binnen einer Frist von zwei Wochen 
zu dem Einspruch Stellung zu nehmen. In den Fällen, 
wo eine Aussetzung der beanstandeten Maßnahme tat­
sächlich erfolgen kann, ist außerdem darauf hinzu­
weisen, daß die Aussetzung kraft Gesetzes zu erfolgen 
hat. Es ist z. B. falsch, im Falle einer Gesetzesver­
letzung, die in einem Unterlassen besteht, schematisch

zu fordern, die beanstandete Maßnahme auszusetzen. 
Eine solche Forderung wäre im vorliegenden Fall auch 
unangebracht. In diesem Fall wird der Antrag gestellt, 
die Arbeitspausen entsprechend den gesetzlichen Be­
stimmungen einzuhaiten, d. h. mindestens 30 Minuten 
Mittagspause einzuführen oder, falls dem besondere 
betriebliche Schwierigkeiten entgegenstehen, eine Aus­
nahmeregelung beim Ministerium für Arbeit zu er­
wirken.

In einem Einspruch eines Kreisstaatsanwalts war der 
Rat des Kreises aufgefordert worden, den Einspruch 
seinem übergeordneten Organ vorzulegen, falls er nicht 
innerhalb von zwei Wochen dem Einspruch abhilft 
oder Stellung zum Einspruch nimmt. Dies ist eine 
Verletzung des § 14 Abs. 3 StAnwG. In jedem solchen 
Falle ist der Einspruch dem Bezirksstaatsanwalt zuzu­
leiten, der seinerseits Einspruch beim Rat des Bezirks 
einlegt.

Die Länge der einzelnen Teile des Einspruchs in 
ihrem Verhältnis zueinander muß sich daraus ergeben, 
worauf bei der vorliegenden Sache der Schwerpunkt 
zu legen ist. Es kann nötig sein, sehr ausführlich 
einen komplizierten Sachverhalt darzustellen, wogegen 
die Gründe der Gesetzesverletzung möglicherweise in 
wenigen kurzen Sätzen behandelt werden können. Um­
gekehrt kann ein einfacher Sachverhalt einer längeren 
politischen Würdigung bedürfen.

Diese Darstellung kann und soll kein Schema sein. 
Wichtig aber ist, daß der Einspruch durch Absätze klar 
gegliedert ist und jeder seiner Teile sich auf dem 
vorigen folgerichtig aufbaut. Dann wird der Einspruch 
nicht nur das juristische Mittel des Staatsanwalts zur 
Beseitigung von Gesetzesverletzungen sein, sondern er 
wird als Kritik dazu beitragen, die demokratische Ge­
setzlichkeit und die Staatsdisziplin zu festigen.

Rechtsmittel gegen freisprechende Urteile
Von Dr. HEINRICH LÖWENTHAL, Richter am Obersten Gericht, Mitglied des Deutschen Instituts

für Rechtswissenschaft

Die Frage, ob freisprechende Urteile mit einem 
Rechtsmittel angegriffen werden können, ist insoweit 
nicht zweifelhaft, als der Staatsanwalt mit dem Pro­
test die Aufhebung eines einen Angeklagten seiner An­
sicht nach zu Unrecht freisprechenden Urteils verlan­
gen kann. Das ergibt sich eindeutig sowohl aus seiner 
Parteistellung im Strafprozeß wie auch aus seiner 
Funktion als Hüter der Gesetzlichkeit auch im Gerichts­
verfahren (§ 19 StAnwG). Zweifelhaft ist hier nur die 
Frage, ob der Protest immer die Verurteilung des An­
geklagten erstreben muß, also im Ergebnis eine Ände­
rung des Urteilstenors, oder ob sich der Protest nur 
gegen die Begründung des angefochtenen Urteils rich­
ten kann, also gegen die Feststellung des Gerichts, 
welche der Voraussetzungen des § 221 StPO Vorgelegen 
und zur Freisprechung geführt hat.

Die Frage, ob eine Berufung gegen ein freisprechen­
des Urteil möglich ist, konzentriert sich — wenn man 
von der Berufung des Privatklägers hier absieht — 
praktisch ebenfalls auf das Problem der Beschränkung 
des Rechtsmittels auf die Urteilsbegründung. Daß der 
Angeklagte nicht mit einem Rechtsmittel eine Abände­
rung des gegen ihn ergangenen Urteils zu seinen Un­
gunsten verlangen kann, ergibt sich eindeutig aus dem 
aus § 276 Abs. 1 StPO gezogenen Umkehrschluß („der 
Staatsanwalt kann auch zugunsten des Beschuldigten 
Rechtsmittel einlegen“). Diese insoweit weitergehenden 
Rechte des Staatsanwalts sind ein Ausdruck seiner be­
reits erwähnten, über die Parteistellung hinausgehen­
den Funktion als Hüter der Gesetzlichkeit.

Es kommt häufiger vor, daß ein Angeklagter, der 
mangels Beweises (§ 221 Ziff. 3 StPO) freigesprochen 
worden ist, wünscht, daß das Gericht das Vorliegen 
eines der anderen Gründe des § 221 StPO feststellt. Ein 
Angeklagter kann auch an der Abänderung eines derar­
tigen Urteils sowohl ein moralisches (vollständige Reha­
bilitierung) als auch ein materielles (eventueller An­
spruch auf Entschädigung für unschuldig erlittene Un­
tersuchungshaft) Interesse haben. Mit dem lapidaren

Satz, ein Rechtsmittel sei nicht gegeben, weil der An­
geklagte nicht „beschwert“ sei, wie ihn das vormalige 
Reichsgericht in einem im 69. Bande seiner Entschei­
dungen in Strafsachen abgedruckten Urteil ausgespro­
chen hat, kann daher nicht argumentiert werden. Inso­
weit ist auch eine Entscheidung des Obersten Gerichts 
vom 16. Juli 1953 — 2 Zst III 80/53 — nicht überzeu­
gend begründet. In diesem im Ergebnis richtigen Urteil 
heißt es:

„Für eine Berufung nur wegen einer Änderung 
der Gründe des Urteils ist nach den Bestimmungen 
der Strafprozeßordnung (§§ 279 ff. StPO) kein 
Raum. Die gesetzlichen Vorschriften über die Be­
rufung gehen davon aus, daß die Berufung nur 
dann zulässig ist, wenn der Angeklagte durch das 
Urteil beschwert ist. Ob der Angeklagte beschwert 
ist, kann allein aus dem erkennenden Teil des Ur­
teils, dem Urteilsspruch, festgestellt werden, da aus 
ihm hervorgeht, ob der von dem Staatsanwalt er­
hobene Anspruch auf Bestrafung des Angeklagten 
wegen der strafbaren Handlung besteht, die nach 
der Anklage Gegenstand des durchgeführten Straf­
verfahrens gewesen ist. Ein Urteil, das auf Frei­
spruch lautet, beschwert den Angeklagten nicht, 
auch dann nicht, wenn es in den Gründen, wie es 
§ 224 StPO verlangt, ausführt, daß das Gericht den 
Angeklagten mangels Beweises oder, wie im vor­
liegenden Fall, mangels Strafbarkeit der ihm zur 
Last gelegten Handlung freigesprochen hat. Wäh­
rend die Staatsanwaltschaft durch jede unrichtige 
Entscheidung beschwert ist, gleichgültig, ob sie zu­
gunsten oder zuungunsten des Angeklagten ergan­
gen ist, ist der Angeklagte also nur durch eine zu 
seinen Ungunsten ergangene Entscheidung be­
schwert. Danach hat der Angeklagte kein Recht 
zu verlangen, daß die Schuldfrage gerade aus dem
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